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Wallis

Solarexpress ade?
Was das Nein zum Solardekret für die Oberwalliser Projekte heisst – und was es über das Stimmverhalten der Bevölkerung aussagt.

Zusammenstellung: Léonie Hagen, Orfa Schweizer, Rebecca Schüpfer, Michel Venetz und Armin Bregy

Von 224’992 Stimmberechtigten  
stimmten am Sonntag lediglich  
80’371 ab. Das ergab eine Wahl- 
beteiligung von 35,72 Prozent. 424  
Stimmende warfen einen leeren  
Zettel ein, 1789 Wahlzettel waren  
ungültig. Letztlich stimmten al- 
so gar nur 34,73 Prozent ab. Von  
allen Seiten wurde die schwache  
Stimmbeteiligung bedauert. Er- 
klären konnte sich das Desinte- 
resse am Sonntag auch die Poli- 
tik nicht. «Wir müssen die Men- 
schen motivieren, damit sie am  
politischen Prozess teilnehmen.  
Die Politik ist gefordert», sag- 
te etwa Staatsrat Franz Ruppen.  
Und Brigitte Wolf, Grüne, mein- 
te, dass viele Bürgerinnen und Bür- 
ger «entweder überfordert oder  
im Zwiespalt waren».

Entscheidend bei der Stimm- 
beteiligung sind zwei Punkte.  
Finden gleichzeitig kommuna- 
le oder nationale Abstimmun- 
gen statt und worüber wird ab- 
gestimmt? Und wie kompliziert  
ist die Vorlage? Diesmal war  
zwar das Thema brisant. Stei- 
gende Energiepreise, erneut dro- 
hende Strommangellage im Win- 
ter und Solarenergie als omni- 
präsentes Thema. Der politischen  
Elite ist es trotzdem nicht gelun- 
gen, den Bürgerinnen und Bür- 
gern das Thema näherzubringen.  
Der Berner Politwissenschaftler  
Marc Bühlmann begründet die  
Absenz vor allem mit der «feh- 
lenden Betroffenheit». Es sei kein  
Zufall, dass etwa in Grengiols  
und Gondo am meisten Stim- 
mende an die Urne gingen.

Bühlmann will auch nichts  
davon wissen, dass die Vorlage  
für das Stimmvolk zu kompliziert  
war. Sobald allerdings die Rede  
oder Schreibe von beschleunigten  
Bewilligungsverfahren, Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung oder mehr  
Kompetenzen für den Staatsrat ist,  
schalten viele ab. Und die po- 
litischen Parteien, von der Mitte  
Ober- und Unterwallis über die  
SPO oder die SVPO, haben sich  
im Abstimmungskampf im Ge- 
gensatz zu den Gegnern, also den  
Grünen, der SPU und Teilen der  
SVPU, alles andere als engagiert.  
Zudem gilt es im Wahljahr die  
beschränkten finanziellen Mittel  
gezielt einzusetzen.

65 Prozent für Initiative  
gegen Grossraubtiere
Kantonale Vorlagen – ohne gleich- 
zeitige eidgenössische Abstim- 
mung – hatten es immer schon  
schwer. Selbst wenn die Themen  
wichtig waren. Im vergangenen  
November, als das Wallis über die  
«Änderung des Ausführungsgeset- 
zes zum Bundesgesetz über die Fa- 
milienzulagen» und über das «Ge- 

setz über die Palliative Care und die  
Rahmenbedingungen für Beihilfe  
zu Suizid in Institutionen und Ein- 
richtungen (GPCBSIE)» abstimmte,  
interessierten sich auch nur gera- 
de 38,84 Prozent der Stimmberech- 
tigten. Dabei ging es in der ersten  
Vorlage um deutlich höhere Kin- 
der- und Familienzulagen und in der  
zweiten um das emotionale Thema  
der Sterbehilfe.

Die mit Abstand höchste  
Stimmbeteiligung in den letzten  
20 Jahren bei einer kantonalen  
Vorlage erreichte das Wallis am  
28. November 2021 mit der Volks- 
initiative «Für einen Kanton oh- 
ne Grossraubtiere». 65,22 Prozent  
gingen an die Urne. Ein The- 
ma, das mobilisierte. Und mit  
der Volksinitiative «Für eine star- 
ke Pflege (Pflegeinitiative)», der  
Volksinitiative zur «Bestimmung  
der Bundesrichterinnen und Bun- 
desrichter im Losverfahren (Jus- 
tiz-Initiative)» und dem Covid-19- 
Gesetz standen gleich drei eid- 
genössische Vorlagen, die breit  
debattiert wurden, an.

Negativrekord liegt  
bei 29,45 Prozent
Falsch ist die Meinung, dass im- 
mer weniger Bürgerinnen und Bür- 
ger an die Urne gehen. Der Nega- 
tivrekord der letzten Jahre stammt  
vom 29. November 2015. Damals  
wurde ebenfalls nur über zwei kan- 
tonale Vorlagen abgestimmt. Nebst  
der Volksinitiative «Jede Stimme  
zählt» musste der Souverän auch  
über das «Dekret vom 16. Dezem- 
ber 2014 über die Anwendung der  
Bestimmungen über die Ausga- 
ben- und Schuldenbremse im Rah- 
men des Budgets 2015» befinden.  
Mit einer Stimmbeteiligung von  
29,45 Prozent lag diese so tief wie  
nie in den letzten 20 Jahren.

Brieflich abstimmen  
soll gratis werden
Linke Kreise fordern seit Jahren,  
dass die postalische Zustellung bei  
der brieflichen Stimmabgabe für  
die Stimmbürgerinnen und -bür- 
ger kostenlos sein soll. In Kanto- 
nen, die bereits eine solche Rege- 
lung kennen, soll die Stimmbeteili- 
gung um drei bis vier Prozent ge- 
stiegen sein. Dabei ist es nicht unbe- 
dingt eine finanzielle, sondern eher  
eine organisatorische Frage. Viele  
haben schlicht und einfach keine  
Briefmarken mehr zu Hause.

Nimmt das Wallis im kom- 
menden März die neue Kantons- 
verfassung an der Urne an, wird  
auch im Wallis die briefliche  
Stimmabgabe gratis sein. Artikel  
53, Absatz 4 besagt, dass innerhalb  
der Schweiz der Kanton die Kos- 
ten tragen muss. Nimmt man ein  
Mittel von sechs Urnengängen pro  
Jahr, ergäbe dies Kosten von maxi- 
mal 1,5 Millionen Franken pro Jahr  
für den Kanton.

Herold Bieler 
und Joel Bieler

Enttäuschend tief, 
aber kein Tiefpunkt
Knapp ein Drittel der Stimmberechtigten 
ging am Sonntag an die Urne. Bringt die 
neue Verfassung Besserung?


